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1. Einleitung

Arbeitsaufsichtsbehörden und Sozialpartner stehen bei der Durchset-
zung von Arbeitsstandards vor enormen Herausforderungen. Arbeitsver-
hältnisse sind zunehmend fragmentiert, Wertschöpfungsketten sind mehr-
gliedrig und grenzüberschreitend, arbeitsrechtliche Normen werden
angesichts dieser Entwicklungen komplexer. Wenn Unternehmen syste-
matisch Rechte von ArbeitnehmerInnen untergraben oder wenn durch un-
übersichtliche und transnationale Geschäftsmodelle Regelungslücken
ausgenutzt und somit fairer Wettbewerb torpediert wird, sind strategische
und innovative Praktiken gefragt, um die Durchsetzung von Arbeitsnor-
men wirksamer zu gestalten.

Das europäische Forschungsprojekt „Fair working conditions: exploring
the contribution of cooperation initiatives between Social Partners and La-
bour Inspection authorities“ (SPLIN),1 auf dessen Ergebnissen dieser Bei-
trag basiert, untersuchte derartige Maßnahmen mit Fokus auf zwei Sekto-
ren: Bauwirtschaft und internationale Seeschifffahrt. In Österreich, Polen
und Asturien (Spanien) wurden in der Bauwirtschaft so genannte Co-En-
forcement Actions, also koordinierte oder gemeinsame Maßnahmen der
Arbeitsaufsichtsbehörden und der Sozialpartner, die zur besseren Kon-
trolle und besserem Schutz von Arbeits- und Sozialstandards und fairen
Arbeitsbedingungen entwickelt wurden, analysiert. In der Seeschifffahrt
wurde hingegen das gewerkschaftlich durchgesetzte und transnational
koordinierte ITF(Internationale TransportarbeiterInnen-Föderation)-In-
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1 Das Projekt wurde im Rahmen der Budgetlinie „Improving Expertise in the Field of Indu-
strial Relations“ (VS/2019/0080) von der Europäischen Kommission gefördert. Der For-
schungs- u Beratungsstelle Arbeitswelt (FORBA) oblag die Projektleitung von SPLIN.
Forschungspartner waren Notus (Spanien), die Universität Jyväskylä (Finnland) und
das Institute of Public Affairs (Polen). Das Projekt erfolgte in enger Zusammenarbeit mit
den assoziierten Partnern, der Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse (BUAK,
AT), der Gewerkschaft Budowlani (PL) und der Fundación Laboral de la Construcción
del Principado de Asturias (FLC, ESP).



spektorInnennetzwerk untersucht. Hierbei übernehmen ITF-InspektorIn-
nen Kontrollaufgaben auf Schiffen und setzen in Kooperation mit nationa-
len Gewerkschaften und Hafenbehörden die Einhaltung von Arbeitsstan-
dards durch.2

Der vorliegende Beitrag analysiert Maßnahmen in der Bauwirtschaft. Im
ersten Abschnitt werden branchentypische Entwicklungen beschrieben,
die dazu führen, dass dieser Sektor im Besonderen Lohn- und Sozialdum-
ping ausgesetzt ist. Der erste Abschnitt schließt mit einer Übersicht über
Verstöße gegen Arbeitsstandards in der Bauwirtschaft in den drei unter-
suchten Ländern Österreich, Spanien und Polen. Der zweite Abschnitt be-
ginnt mit einer kurzen Erörterung, was unter Co-Enforcement zu verste-
hen ist, gefolgt von einer Beschreibung der einzelnen Co-Enforcement-
Maßnahmen in Österreich, Asturien (Spanien) und Polen. Abschließend
stellen wir Unterschiede und Gemeinsamkeiten der Maßnahmen dar. Im
dritten Abschnitt werden schließlich die für eine Verbesserung von Kon-
trollen und eine erfolgreiche Durchsetzung von Arbeitsstandards zentra-
len Merkmale von Co-Enforcement-Maßnahmen zusammenfassend er-
läutert.

2. Der Bausektor: Arbeitsintensiv, Subauftragsketten,
Entsendungen und fragmentierte Beschäftigung

Der Bausektor ist einer der am stärksten dem Lohn- und Sozialdumping
ausgesetzten Wirtschaftszweige, nicht nur in Österreich, sondern in vielen
Ländern Europas (Eurofound 2017). Dies ist das Ergebnis des Zusam-
menspiels von strukturellen Merkmalen des Bausektors (arbeitsintensiv,
dezentrale Erbringung der Dienstleistung), den dominanten Geschäftsmo-
dellen, die sich auf umfangreiche Strategien zur Subauftragsvergabe stüt-
zen (Weil 2014, Behling und Harvey 2015), und nicht zuletzt den Auswir-
kungen verschiedener europäischer und nationaler Regulierungen (Ent-
senderichtlinie, Vorschriften für öffentliche Ausschreibungen usw.).

Der Bausektor ist erstens ein arbeitsintensiver Sektor. In arbeitsintensi-
ven Branchen stellen Löhne einen wesentlichen Kosten- und Preisbil-
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2 Methodisch setzte SPLIN auf eine Kombination aus Forschung und Informationsaus-
tausch: Erstens analysierte und verglich SPLIN Fälle von Co-Enforcement Actions, die
in der Bauwirtschaft in drei unterschiedlichen nationalen institutionellen Kontexten
(Österreich, Asturien und Polen) entwickelt wurden, sowie die Umsetzung des ITF-
InspektorInnennetzwerks in der Seeschifffahrt in drei Ländern (Spanien, Finnland und
Polen). Als empirische Erhebungsmethode wurde auf die Fallstudien (problemzentrierte
Interviews und Beobachtung von Kontrollen) zurückgegriffen. Zweitens erarbeitete
SPLIN, wie die Forschungsergebnisse auf andere Regionen, Sektoren und Länder
übertragbar wären. Dies geschah in einer Reihe von Workshops auf nationaler und
europäischer Ebene.



dungsfaktor dar. Um wettbewerbsfähig zu bleiben, sind die Löhne ein-
schließlich Lohnnebenkosten sowie die Arbeitsbedingungen der Beschäf-
tigten ein wesentlicher Hebel, um Kosten zu reduzieren (Bosch et al. 2007,
Bosch und Wagner 2005, Hofstadler et al. 2016). Da im Bausektor Arbeit
an unterschiedlichen und wechselnden Einsatzorten, also Baustellen, ver-
richtet wird und Belegschaften auf Baustellen ebenfalls ständig wechseln,
sind ArbeitnehmerInnen hochmobil und schwer fassbar. Dies erschwert
die Kontrolle der Einhaltung von Arbeitsstandards.

Zweitens ist die Branche stark fragmentiert, was neben der traditionellen
Aufteilung zwischen den Gewerken am Bau, also der Ausführung von ein-
zelnen Teilaufgaben durch SpezialistInnen wie etwa ElektrikerInnen, Flie-
senlegerInnen etc., auch mit dem Ziel der Kostenoptimierung zu tun hat.
Ein wesentliches Merkmal der Fragmentierung ist der Rückgriff auf Sub-
auftragsketten, das heißt die Vergabe von Teilleistungen an Subunterneh-
men. Subauftragsvergaben ermöglichen dem Generalunternehmen zum
einen, bestimmte Tätigkeiten an spezialisierte Firmen zu vergeben, zum
anderen flexibel auf Spitzen- und Flautezeiten reagieren zu können (Beh-
ling und Harvey 2015) und dabei Kosten der Gesamtausführung zu spa-
ren. Die beauftragten Subunternehmen haben nun wiederum die Möglich-
keit, weitere Tätigkeiten auszulagern. Dadurch entstehen Subunterneh-
merketten, an deren Ende oft Kleinbetriebe, Ein-Personen-Unternehmen
oder gar scheinselbstständige ArbeitnehmerInnen stehen (Bosch et al.
2007). In solchen Geschäftsmodellen hat das Generalunternehmen meist
nur mehr Verwaltungs- und Managementfunktion. Subauftragsunterneh-
men arbeiten in der Regel mit geringeren Gewinnmargen als die Auftrag-
geber und Generalunternehmen, was sich oft in schlechteren Arbeitsbe-
dingungen und Arbeitsverhältnissen inklusive niedrigerer Entlohnung der
Beschäftigten ausdrückt. Kurz: Diese Arbeitsplätze sind anfälliger dafür,
dass Verstöße gegen Arbeitsstandards stattfinden. Zugleich stellt diese
Fragmentierung der Beschäftigungsformen eine große Herausforderung
für Kontrollen der Einhaltung von Arbeitsstandards dar, da Verantwortlich-
keiten und mögliche Haftungen in Bezug auf verschiedene Aspekte der
Arbeitsbedingungen (wie etwa Entlohnung, Arbeitszeit, ArbeitnehmerIn-
nenschutz etc.) nicht immer transparent sind (Weil 2014).

Häufig wird die Subauftragsvergabe auch als komplexes mehrstufiges
Netzwerk in verschiedenen europäischen Mitgliedstaaten, in der Regel
ost- und mitteleuropäischen Staaten aufgebaut, manchmal unter Einbe-
ziehung von Arbeitskräfteüberlassungsfirmen (Voss et al. 2016). Hier
kommen nun, drittens, Entsendungen ins Spiel, das heißt, Unternehmen
entsenden ihre ArbeitnehmerInnen vorübergehend in einen anderen Staat
zur Erbringung einer Dienstleistung für einen Auftraggeber im Empfänger-
staat. Der Bausektor ist von Entsendungen besonders betroffen. Nach De
Wispelaere et al. (2019) wurden im Jahr 2018 in Europa im Durchschnitt
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40% der für entsandte Personen vorgesehenen Dokumente zur Bestäti-
gung ihrer Sozialversicherung (so genannte A1 Portable Documents) für
Personen ausgestellt, die im Ausland Dienstleistungen im Bausektor er-
bringen.

Diese im Bausektor weit verbreitete Praxis der Entsendung von Arbeit-
nehmerInnen zur Erbringung grenzüberschreitender Dienstleistungen
wird durch europäische und nationale Bestimmungen reguliert. Das wich-
tigste Regelwerk ist die Entsenderichtlinie 96/71/EG3: Sie soll sicherstel-
len, dass bestimmte Arbeits- und Beschäftigungsstandards des Beschäfti-
gungsstaates auch für entsandte Beschäftigte gesichert sind. Allerdings
wurden in den Jahren nach der Verabschiedung dieser ersten Richtlinie
einige gewichtige Regulierungslücken deutlich: ungenügende Klarheit in
Bezug auf die geltenden arbeitsrechtlichen Normen und Mindestentgelt-
bestimmungen, unklare Kompetenzen und eine mangelhafte Zusammen-
arbeit zwischen den Behörden sowohl innerhalb der Mitgliedstaaten als
auch grenzüberschreitend und Missbrauch von Entsendungen etwa durch
die Gründung so genannter Briefkastenfirmen, die Schlupflöcher in der
Richtlinie ausnutzten, um Beschäftigungs- und Sozialversicherungsvor-
schriften zu umgehen. 2014 wurde die so genannte Durchsetzungsrichtli-
nie4 verabschiedet. 2018 trat eine überarbeitete Version der Entsende-
richtlinie5 in Kraft, die die Kritikpunkte und Unzulänglichkeiten der ur-
sprünglichen Richtlinie aufnahm und ausbesserte. Da es sich hier um Eu-
ropäische Richtlinien handelt, müssen diese in nationale Gesetzgebung
umgelegt werden. In Österreich wurden die drei Richtlinien im Lohn- und
Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz (LSD-BG)6 verankert.

Alle drei Merkmale der Beschäftigung in der Bauwirtschaft – hohe Ar-
beitsintensität und hoher Kostendruck auf den Löhnen, lange Subver-
tragsketten, fragmentierte Beschäftigung inklusive Entsendungen und
Solo-Selbstständiger – tragen dazu bei, dass die Branche besonders an-
fällig für Verstöße gegen Arbeitsstandards ist. Im nächsten Abschnitt (2.1)
wenden wir uns den häufigsten Verstößen in den untersuchten Ländern
Österreich, Spanien und Polen zu, um im Anschluss (Abschnitt 3) darzule-
gen, welche Maßnahmen die Behörden und Sozialpartner(institutionen)
der drei Länder gesetzt haben, um die Einhaltung von Arbeitsstandards in
der Bauwirtschaft zu kontrollieren und die Kontrolle zu verbessern.
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3 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A31996L0071 (abgeru-
fen am 5.Mai 2021).

4 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=celex%3A32014L0067 (abgerufen
am 6.Mai2021).

5 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32018L0957 (abgerufen am
5.Mai 2021).

6 https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzes-
nummer=20009555 (abgerufen am 6.Mai 2021).



2.1 Verstöße gegen Arbeitsstandards in der Bauwirtschaft
in Österreich, Spanien und Polen

Unsere Forschung hat sowohl Verstöße gegen Arbeitsstandards in der
Bauwirtschaft, die in allen drei untersuchten Ländern – Österreich, Spa-
nien und Polen – auffindbar sind, als auch nationale Besonderheiten iden-
tifiziert. Diese Besonderheiten spiegeln zum einen die nationalen institu-
tionellen Rahmenbedingungen wider. Unterschiede erklären sich zum
anderen aber ebenso durch die unterschiedliche nationale Bedeutung von
Entsendungen. So sind Polen und Spanien (seit 2011) „Netto-Sendelän-
der“, während Österreich ein „Netto-Empfängerland“ von entsandten Ar-
beitnehmerInnen ist.7

Einer der wichtigsten Verstöße gegen Arbeitsstandards in den drei Län-
dern betrifft Scheinselbstständigkeit. Scheinselbstständigkeit ist insbe-
sondere in Polen und Spanien weit verbreitet und wird dort von den Sozial-
partnern und den Arbeitsaufsichtsbehörden als eines der Hauptprobleme
des Sektors betrachtet. In Österreich sind die Sozialpartner und die Arbeit-
saufsichtsbehörden hingegen stärker über das Problem der Scheinfirmen8

besorgt, die oft in ausgedehnten Unternehmensnetzwerken, auch auf
transnationaler Ebene, zu finden sind. Scheinselbstständigkeit auf Seiten
der Beschäftigten kommt in Österreich vergleichsweise weniger oft vor.

Als weitere zentrale Verstöße gegen Arbeitsstandards in allen drei Län-
dern zeigten sich Unterentlohnung, Umgehung der Arbeitszeitregelungen,
Nichteinhaltung von Bestimmungen des ArbeitnehmerInnenschutzes,
unangemeldete Erwerbstätigkeit und falsche (für die Beschäftigten nach-
teilige) kollektivvertragliche Einstufungen.

In Polen ist das Problem der Unterentlohnung im Besonderen mit so ge-
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7 Nach De Wispelaere und Pacolet (2018) waren in der österreichischen Bauwirtschaft im
Jahr 2017 21% der Beschäftigten entsandt. Österreich wies damit nach Luxemburg
europaweit den zweithöchsten Anteil von entsandten Beschäftigten an der Gesamtbe-
schäftigung des Bausektors aus. Der EU-Durchschnitt liegt demgegenüber bei rund 5%.
In Spanien und Polen als „Netto-Sendeländern“ wurde die Arbeitskraftnachfrage im
Bausektor vor allem durch außereuropäische ArbeitsmigrantInnen (in einigen Fällen
auch illegalen ArbeitsmigrantInnen) und nur in geringem Maße durch entsandte Arbeit-
nehmerInnen abgedeckt.

8 Eine Scheinselbstständigkeit liegt vor, wenn eine Person in Selbstständigkeit Dienst-
oder Werkleistungen für ein fremdes Unternehmen erbringt, aber alle rechtlichen Vor-
aussetzungen erfüllt, die die Person als ArbeitnehmerIn klassifizieren. Merkmale von
Scheinselbstständigkeit sind beispielsweise, dass eine Weisungsgebundenheit gegen-
über einem Auftraggeber bezüglich Arbeitszeiten und Art der Arbeitsdurchführung vor-
liegt, dass der Umsatz hauptsächlich durch einen Auftraggeber erwirtschaftet wird oder
dass die Tätigkeit in Räumen des Auftraggebers durchgeführt wird. Eine Scheinfirma,
oft auch Briefkastengesellschaft genannt, ist die Bezeichnung für eine nach dem Recht
des betreffenden Staates errichtete Gesellschaft (Unternehmen), die jedoch keinen
Geschäftsbetrieb unterhält.



nannten zivilrechtlichen Verträgen und dem Einsatz von Selbstständigen
verknüpft. In Spanien und Österreich steht Unterentlohnung im Zusam-
menhang mit der nicht korrekten Zahlung von Löhnen, Sozialversiche-
rungsbeiträgen und Zulagen, Zuschlägen und Sonderzahlungen, die in
den Branchenkollektivverträgen geregelt sind. Während es sich in Spa-
nien um Verstöße handelt, die hauptsächlich ArbeitnehmerInnen mit spa-
nischem Dienstgeber betreffen, sind in Österreich vor allem entsandte
ArbeitnehmerInnen, das heißt ArbeitnehmerInnen mit ausländischem
Dienstgeber betroffen.

Verstöße gegen Arbeitszeitregelungen wurden insbesondere in Öster-
reich und Polen als zentrales Problem hervorgehoben. In Österreich be-
trifft es zum einen entsandte ArbeitnehmerInnen, die sich bereit erklären,
mehr als die gesetzlich erlaubte Arbeitszeit pro Tag, pro Woche oder pro
Monat zu arbeiten. Zum anderen geht es um den Missbrauch von Teilzeit-
arbeit: nämlich um ArbeitnehmerInnen, die als Teilzeitbeschäftigte gemel-
det sind, tatsächlich aber längere Arbeitszeiten, meist Vollzeit, leisten und
damit die Lohnregelungen unterlaufen. In Polen wiederum haben Kontrol-
len der Arbeitsinspektion erhebliche Missbräuche bei der Arbeitszeiterfas-
sung vor allem in Klein- und Mittelbetrieben des Bausektors aufgezeigt.

Angesichts der hohen Zahl von Arbeitsunfällen in der Bauwirtschaft9
stellt die Missachtung von Bestimmungen des ArbeitnehmerInnenschut-
zes ein besonderes Problem dar. In Österreich wurde dies vor allem für
entsandte ArbeitnehmerInnen konstatiert (Hollan und Danaj 2018). In
Spanien wird die hohe Zahl der Arbeitsunfälle mit weitreichenden Subauf-
tragsketten in Verbindung gebracht, in denen insbesondere Klein- und Mit-
telbetriebe als Subauftragsnehmer die Gesundheitsschutz- und Sicher-
heitsvorschriften nicht einhalten. Ähnlich stellt sich die Situation in Polen
dar. Hier hat sich zudem die Praxis etabliert, dass KranführerInnen nicht
mehr angestellt werden, sondern zunehmend als Ein-Personen-Unter-
nehmen tätig sind, was zu einem Anstieg der Unfälle führte.

Nicht angemeldete Erwerbstätigkeit wurde aufgrund der hohen Anzahl
von im Bau illegal beschäftigten MigrantInnen als ein besonderes Problem
in Polen und Spanien festgestellt. Vor der Wirtschaftskrise wurde für Spa-
nien geschätzt, dass ein hoher Anteil aller undokumentierten MigrantIn-
nen im Bausektor beschäftigt war. In den Krisenjahren (nach 2008) kam es
hingegen zu einem dramatischen Anstieg an ansässigen ArbeiterInnen,
die nicht bei der Sozialversicherung gemeldet und damit auch nicht versi-
chert waren (Meardi et al. 2012).

Schließlich wurde über das vor allem in Spanien weit verbreitete Pro-
blem der falschen kollektivvertraglichen Einstufung berichtet. Dessen Bri-
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9 In Österreich war beispielsweise im Jahr 2019 die Unfallhäufigkeit im Bauwesen doppelt
so hoch wie im Durchschnitt, und etwa ein Sechstel aller Arbeitsunfälle ereignete sich im
Bauwesen (Leoni 2020).



sanz in Spanien ist auf die spezifische Struktur der Kollektivvertragsver-
handlungen zurückzuführen, da in Spanien Kollektivverträge in der Bau-
wirtschaft auf Provinzebene abgeschlossen werden (Eurofound 2017,
Sanz de Miguel 2019).

3. Co-Enforcement-Maßnahmen

3.1 Der Co-Enforcement-Ansatz

Die Forschung zur Einhaltung von Arbeitsstandards hat sich lange Zeit
auf staatliche Kontrollen und Sanktionen einerseits (ILO 2006, Mustchin
und Martiìnez Lucio 2020) und auf die Durchsetzung der Arbeitsstandards
durch die Gewerkschaften (Pulignano et al. 2016) andererseits konzen-
triert. Wachsende Kontrollprobleme infolge der zunehmenden Fragmen-
tierung von Unternehmen und der Ausdifferenzierung der Beschäftigungs-
formen werden nicht nur von Arbeitsaufsichtsbehörden und Gewerkschaf-
ten thematisiert, sondern sind auch in der Forschung dokumentiert (Euro-
found 2016). Daher ist die Suche und systematische Analyse von innovati-
ven Ansätzen, die zu einer Verbesserung der Einhaltung von Arbeitsstan-
dards und zu einer effektiven Aufdeckung und Sanktionierung von arbeits-
rechtlichen Verstößen führen, ein Gebot der Stunde. Wir stützen uns auf
zwei wegweisende und zusammenhängende Ansätze: Co-Enforcement
und Strategic Enforcement.

Co-Enforcement ist ein Ansatz, der die enge Koordination von staatli-
chen Regulierungsbehörden und Sozialpartnern bei der gemeinsamen
Durchsetzung von Arbeitsstandards vorsieht (Amengual und Fine 2017,
Fine 2017)10. Dieser Ansatz nutzt die komplementären Elemente von
Staat (Kontrollbehörden und Gesetzgeber) und Gesellschaft (Gewerk-
schaften und Sozialpartner): Gewerkschaften kennen ihre Branche und
haben implizites Wissen über Arbeitsprozesse und Branchenentwicklun-
gen, während staatliche Stellen (in vielen Fällen) Arbeitsnormen festlegen
und durchsetzen. Arbeitgeber(verbände) wiederum können mit „guten
Praxen“ maßgeblich Vorreiter für faire Wettbewerbsbedingungen sein.
Wesentlich für diesen Ansatz ist auch, dass die Kooperation der beiden
Institutionen nicht oberflächlich bleibt, sondern auf Basis der Ausgestal-
tung (auch legislativen Ausgestaltung) und/oder auf Basis der operativen
Umsetzung nachhaltig und einschneidend ist.

Co-Enforcement beruht zudem auf strategischer Planung, Ausrichtung
der Kontrolle und Durchsetzung von Arbeitsstandards (Weil 2011, 2018):
Diskutiert werden in diesem Zusammenhang so genannte reflexive Strate-
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10 Amengual und Fine (2017) untersuchten Co-Enforcement-Aktionen in Südamerika und
den Vereinigten Staaten.



gien, um auf Basis von Analysen der Arbeitsbedingungen in unterschiedli-
chen Branchen, Regionen und Unternehmenstypen Prioritäten für neue
Ansatzpunkte von Kontrollen zu formulieren. Sanktionen an der Spitze der
Wertschöpfungskette, wie beispielsweise eine Generalunternehmerhaf-
tung, die eine Einhaltung von Mindestlöhnen auch in Subunternehmen
nach sich ziehen, wird dabei besondere Wirksamkeit zugeschrieben. Da-
rüber hinaus werden in der Literatur sektorspezifische Besonderheiten
hervorgehoben und die strategische Konzentration der Kontrolle auf be-
stimmte Sektoren eingefordert. Der Vorteil einer sektoralen Ausrichtung
liegt in der Entwicklung maßgeschneiderter Maßnahmen zur Prävention
und Sanktionierung von arbeitsrechtlichen Verstößen, die auf Grundlage
der Branchenexpertise etwa von sektoralen Sozialpartnern erarbeitet wor-
den sind.

3.2 Co-Enforcement-Maßnahmen in der Bauwirtschaft
in Österreich, Asturien und Polen

In der Bauwirtschaft wurden in Österreich, Asturien und Polen Maßnah-
men untersucht, bei denen (Institutionen der) Sozialpartner Kontrollaufga-
ben übernehmen oder eine intensive Zusammenarbeit zwischen Arbeit-
saufsichtsbehörden und Sozialpartnern stattfindet, um die Wirksamkeit
der Kontrollen zu erhöhen und die Durchsetzung von Arbeitsstandards (in-
klusive ArbeitnehmerInnenschutz) zu verbessern. Im Folgenden werden
die einzelnen Maßnahmen kurz dargestellt.

3.2.1 Die BUAK – Österreich

In Österreich erhielt die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse
(BUAK), eine langjährige sozialpartnerschaftliche Institution mit hoher
Branchenexpertise, 2011 weitreichende Kompetenzen bei der Umsetzung
des Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetzes (LSD-BG) in der
Bauwirtschaft.11 Dass die BUAK diese Kompetenzen erhielt, stellt eine ös-
terreichische Besonderheit dar. Bis 2011 waren ausschließlich die Finanz-
polizei und die Gebietskrankenkassen (heute Österreichische Gesund-
heitskasse) mit der Kontrolle von Löhnen und lohnbezogenen Beiträgen
betraut. In Österreich hat jede Behörde ihre begrenzten Kompetenzen, die
gesetzlich festgelegt und eher dezentral organisiert sind. Die Übertragung
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11 Die BUAK ist eine der ältesten sozialpartnerschaftlichen Institutionen in Österreich. Seit
ihrer Gründung im Jahre 1946 ist es Hauptziel der BUAK, die Nachteile der saisonalen
Fluktuation für die Beschäftigten im Bausektor auszugleichen. Dazu gehört die Verwal-
tung und Auszahlung von Urlaubs- und Abfertigungsansprüchen, von Schlechtwetter-
entschädigungen und von Überbrückungsgeldern an BauarbeiterInnen, die langjährig in
der Bauwirtschaft tätig waren, aber aus gesundheitlichen Gründen nicht bis zum Pen-
sionsantritt ihre Tätigkeiten ausführen können.



der Kompetenzen zur Umsetzung der Regelungen des LSD-BG an die
BUAK war politisches Ziel der Sozialpartner im Bausektor und wurde kon-
sequent verfolgt.

Eine der wichtigsten Aktivitäten der BUAK bei der Bekämpfung von
Lohn- und Sozialdumping sind Lohnkontrollen auf Baustellen.12 Ange-
strebt wird, möglichst viele Baustellen österreichweit zu kontrollieren.
2019 kontrollierte die BUAK 13.987 österreichische Unternehmen (und
48.823 dort Beschäftigte) sowie 2.134 ausländische Unternehmen (und
8.317 entsandte ArbeitnehmerInnen) (Quelle: unveröffentlichte BUAK-
Statistik 2019). Verdachtsfälle von Unterentlohnung zeigten sich in 116
österreichischen Unternehmen (0,8% der kontrollierten Betriebe) und in
788 ausländischen Unternehmen, also Entsendebetrieben (37% der kon-
trollierten Betriebe). 620 Verdachtsfälle ergaben sich in Bezug auf Schein-
selbstständigkeit und 418 in Bezug auf nicht angemeldete Tätigkeit sowie
1.127 in Bezug auf falsche Teilzeitmeldungen. Diese Verdachtsfälle wer-
den von der BUAK weiterbearbeitet. Erhärtet sich der Verdacht, werden
Anzeigen erstattet. 2019 betrug das insgesamt beantragte Strafausmaß
aufgrund der gelegten Anzeigen 4.945.100,– Euro. Zwischen 2011 und
2019 wurden 1.398 Unternehmen (95% davon ausländische Unterneh-
men) wegen Unterentlohnung angezeigt (Haidinger und Papouschek
2020).

Der Ablauf einer Baustellenkontrolle ist gesetzlich geregelt (§ 23a Abs. 2
BUAG). BUAK-InspektorInnen haben das Recht auf Betretung der Bau-
stellen und der Aufenthaltsräume der ArbeitnehmerInnen auf Baustellen
sowie das Recht auf Auskunft und Einsicht in zahlreiche (Lohn-)Unterla-
gen. BaustellenleiterInnen sind verpflichtet, die zum Nachweis der Ar-
beitsleistung vorhandenen Unterlagen wie etwa Arbeitsverträge, Werkver-
träge mit Subunternehmen, bei ausländischen Arbeitgebern auch Lohndo-
kumente etc. vorzulegen. Ein weiteres Kontrollinstrument zur Überprüfung
einer etwaigen Unterentlohnung ist die Befragung der an der Baustelle an-
wesenden ArbeitnehmerInnen mittels Fragebogen. Von zentraler Bedeu-
tung bei den Baustellenkontrollen ist zudem die unmittelbare und genaue
Beobachtung der tatsächlich ausgeübten Tätigkeiten der auf den Baustel-
len Beschäftigten, da diese die Grundlage für die kollektivvertragliche Ein-
stufung darstellen.

Im Anschluss an die Baustellenkontrollen werden diese von den Inspek-
torInnen dokumentiert, ein Prüfbericht erstellt, eventuelle Verdachtsfälle
genauer untersucht und die Arbeitgeber aufgefordert, bei der Kontrolle
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12 Für diese Aufgaben beschäftigt die BUAK 36 InspektorInnen und zehn JuristInnen. Die
Finanzierung der BUAK erfolgt grundsätzlich durch Arbeitgeberbeiträge. Für die zusätz-
lichen Aufgaben – Bekämpfung des Lohn- und Sozialdumpings – erhält die BUAK vom
Bundesministerium für Arbeit (und Familie und Jugend) zusätzlich 2 Millionen Euro pro
Jahr (Quelle: BUAK-Jahresbericht 2018, nicht veröffentlicht).



nicht vorhandene Unterlagen nachzubringen. Bleibt der Verdacht beste-
hen, werden die Verdachtsfälle an die Rechtsabteilung der BUAK weiter-
geleitet. Die Kooperation zwischen InspektorInnen und Rechtsabteilung
ist eng. Die JuristInnen der Rechtsabteilung haben Zugang zu verschiede-
nen in- und ausländischen Datenbanken und Informationsaustauschdien-
sten (wie etwa das IMI, das europäische „Binnenmarkt-Informationssys-
tem“), um die gesammelten Informationen zu verifizieren. Die genaue
Dokumentation der Inspektionen ist ein wichtiges Instrument und Hilfsmit-
tel, um Verdachtsfälle weiterzuverfolgen und bei etwaigen Gerichtsverfah-
ren, bei denen BUAK-MitarbeiterInnen als ZeugInnen oder als Partei auf-
treten, zulässige Beweismittel einbringen zu können.

Seit 2017 gehört die so genannte Auftraggeberhaftung im Baubereich
ebenfalls zu den Aufgaben der BUAK. Diese stellt einen weiteren Beitrag
zur Bekämpfung von Lohn- und Sozialdumping im Baubereich dar. Die
BUAK prüft, ob der Auftraggeber des entsendenden Unternehmens für
Lohnforderungen entsandter oder grenzüberschreitend überlassener Ar-
beitnehmerInnen haftet, wenn der bzw. die ArbeitnehmerIn nicht vom di-
rekten Arbeitgeber bezahlt wird.

Die Betrauung der BUAK mit den Vollzugskompetenzen der Regelun-
gen des LSD-BG in der Bauwirtschaft weist im Vergleich zu traditionellen
Kontrollformen wichtige strategische Vorteile auf. Da ist zum ersten die
hohe Fachkompetenz und das langjährige Erfahrungswissen der BUAK
über Arbeitsbedingungen in der Branche und im Besonderen in Bezug auf
die geltenden Kollektivverträge zu nennen. Zweitens genießt die BUAK als
Sozialpartnerinstitution hohes Vertrauen sowohl auf Arbeitgeber- als auch
auf ArbeitnehmerInnenseite und ist im Baugewerbe weitestgehend be-
kannt, da sie mit der Verwaltung von Pflichtzuschlägen und der Auszah-
lung der entsprechenden Ansprüche an die ArbeitnehmerInnen betraut ist
(Haidinger und Papouschek 2020).

3.2.2 Asturien: Kooperation zwischen Sozialpartnern und
Arbeitsaufsichtsbehörden – zuerst informell, dann institutionalisiert

In Asturien, einer Provinz im Norden Spaniens mit etwa einer Million Ein-
wohnerInnen, spielen seit Jahrzehnten zwei sektorale Sozialpartnerinsti-
tutionen, die Arbeitsstiftung FLC (Fundación Laboral de la Construcción
del Principado de Asturias) und die Kommission für Gesundheit, Sicher-
heit und Einstellungsprävention (Comisión de Seguridad, Prevención de
Riesgos Laborales y Contratación, COPREVAS), eine Schlüsselrolle bei
der Überprüfung und Durchsetzung von Arbeitsstandards in der Bauwirt-
schaft. FLC ist eine Arbeitsstiftung, die von den wichtigsten sektoralen/re-
gionalen Sozialpartnern 1988 gegründet wurde.13 Die Schaffung der Kom-
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mission für Gesundheit, Sicherheit und Einstellungsprävention (COPRE-
VAS) wurde von den Sozialpartnern 1997 im regionalen Branchentarifver-
trag vereinbart. Die Hauptaufgabe der Kommission lag in der Durchset-
zung des zwei Jahre zuvor verabschiedeten Gesetzes zur Prävention von
Berufsrisken. Ziel war, die hohe Zahl von Arbeitsunfällen in der Bauwirt-
schaft zu reduzieren. Als zweite Aufgabe wurde die Durchsetzung von ar-
beitsrechtlichen Standards im Branchentarifvertrag festgeschrieben.

Im Jahr 1999 nahm die Kommission COPREVAS schließlich ihre Tätig-
keit mit vier Gesundheits- und Sicherheitsdelegierten auf. Je zwei Dele-
gierte werden von der Arbeitgeberorganisation und den beiden regional
und sektoral stärksten Gewerkschaften, der CC. OO. (Comisiones Obre-
ras) und UGT (Unión General de Trabajadores) ernannt. 2004 wurde die
Zahl der Delegierten von vier auf acht erhöht. Die Leitung von COPRE-
VAS, der Verwaltungsrat, besteht aus drei Mitgliedern, einem Mitglied aus
der Arbeitgeberorganisation und je einem Mitglied aus der Gewerkschaft
CC. OO. und der Gewerkschaft UGT.

Die Gesundheits- und Sicherheitsdelegierten wurden mit folgenden
Kompetenzen ausgestattet, um die Einhaltung der Arbeitsschutznormen
auf Baustellen in Asturien zu überprüfen und Scheinselbstständigkeit auf
die Spur zu kommen: Sie sind berechtigt, alle Unternehmen in der Bauwirt-
schaft in Asturien zu überprüfen. Instrumente dieser Kontrolle sind Ge-
spräche mit ArbeitnehmerInnenvertreterInnen, Sicherheitsbeauftragten,
ArbeitgeberInnen und Baustellenverantwortlichen. Eine Inspektions-
Checkliste legt überdies alle bei Inspektionen durchzuführenden Maßnah-
men detailliert fest. 2007 wurden aufgrund steigender Scheinselbststän-
digkeit im asturischen Baugewerbe die Befugnisse der Gesundheits- und
Sicherheitsdelegierten zur Durchsetzung von Arbeitsstandards, insbeson-
dere der Überprüfung des Verdachts auf Scheinselbstständigkeit erwei-
tert. Die Delegierten haben nunmehr ebenso Zugang zu allen Verträgen
der Generalunternehmer mit den Subauftragnehmern und damit auch zu
Informationen über die Anzahl der Angestellten und Selbstständigen der
Subauftragnehmer, die auf den jeweiligen Baustellen tätig sind.

Wie in Österreich werden im Anschluss an die Kontrollen von den Dele-
gierten Kontrollberichte erstellt, die dem Verwaltungsrat vorgelegt werden.
Die weitere Vorgehensweise differiert dann nach Art der Rechtsverlet-
zung. Während bei einem begründeten Verdacht auf Scheinselbstständig-
keit in der Regel nach einer Baustellenkontrolle eine Anzeige erstattet
wird, sind bei Verdacht auf Verletzungen des Gesundheits- und Sicher-
heitsschutzes auf Baustellen vor einer Anzeige drei Baustellenkontrollen
vorgesehen. Dieser Unterschied ist dadurch zu erklären, dass im Bereich
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die sich auf Beschäftigte des Sektors, aber auch auf arbeitslose BauarbeiterInnen bezo-
gen und unter anderem Schulungsangebote sowie die Vergabe verschiedener Sozial-
leistungen umfassten.



Gesundheits- und Sicherheitsschutz Aufklärung, Beratung und technische
Unterstützung im Vordergrund stehen. Eine Anzeige bei der Arbeitsauf-
sichtsbehörde wird als letztes Mittel eingesetzt, und zwar dann, wenn Ar-
beitgeber die Ratschläge und Empfehlungen von COPREVAS nicht um-
setzen.

Seit der Gründung von COPREVAS besteht sowohl mit der Arbeitsstif-
tung (FLC) als auch mit den regionalen Arbeitsaufsichtsbehörden eine
enge Zusammenarbeit. Die Arbeitsstiftung unterstützt die Delegierten in
technischen Belangen, wie beispielsweise bei der Entwicklung einer Da-
tenbank über Subauftragnehmer und der Entwicklung eines Toolkits mit
GPS-Funktion, das die Delegierten über den Standort jeder Baustelle in-
formiert. VertreterInnen der Arbeitsstiftung nehmen überdies regelmäßig
an Besprechungen von COPREVAS teil (Sanz de Miguel 2020).

Trotz des Fehlens einer formellen Vereinbarung in der Anfangsphase
von COPREVAS war die Kooperation mit der regionalen Arbeitsaufsichts-
behörde immer eng. So war von Anfang an, schon im regionalen Bran-
chentarifvertrag vorgesehen, dass je ein bzw. eine VertreterIn der Arbeit-
saufsichtsbehörde und des Kabinetts für Gesundheit und Sicherheit des
Regionalbüros zu allen einschlägigen Sitzungen von COPREVAS einge-
laden wird. Daneben gab es weitere verschiedene gemeinsame Ausbil-
dungsmaßnahmen, wie beispielsweise die gemeinsame Schulung von
Delegierten und ArbeitsinspektorInnen. Darüber hinaus übermittelte CO-
PREVAS kontinuierlich Informationen über Baustellenkontrollen an die Ar-
beitsaufsichtsbehörde. Da sich diese Zusammenarbeit für beide Seiten
als vorteilhaft erwiesen hat, wurde 2017 ein formelles Abkommen zwi-
schen den Sozialpartnern und der Arbeitsaufsichtsbehörde geschlossen.
Diese Vereinbarung institutionalisiert den regelmäßigen Austausch und
die Weitergabe von Informationen zwischen den Sozialpartnern und der
Arbeitsaufsichtsbehörde und schuf gleichzeitig Mechanismen zur Re-
chenschaftspflicht und Koordination (Sanz de Miguel 2020).

3.2.3 Polen: Drei Vereinbarungen von Arbeitgeber- und
ArbeitnehmerInnenvertreterInnen zur Durchsetzung

von Arbeitsstandards

Vor dem Hintergrund von schwachen Regulierungen, fehlenden sekto-
ralen Kollektivvertragsvereinbarungen, mit unzureichenden Ressourcen
ausgestatteten Arbeitsaufsichtsbehörden und generell durchsetzungs-
schwachen Sozialpartnern stellt die Einhaltung von ArbeitnehmerInnen-
schutzbestimmungen und anderen Arbeitsstandards in Polen eine große
Herausforderung dar. Dies betrifft im Besonderen den Bausektor. Die drei
– im Folgenden dargestellten – Vereinbarungen sind in diesem Kontext
einzuordnen.
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In Polen wurden von Arbeitgeber- und ArbeitnehmerInnenvertreterInnen
unter Einbeziehung des polnischen Arbeitsinspektorats drei (unverbindli-
che) Vereinbarungen zur Umsetzung und Kontrolle von Arbeitsstandards,
insbesondere im Bereich des ArbeitnehmerInnenschutzes abgeschlos-
sen. Diese drei Vereinbarungen sind die Vereinbarung über Arbeitnehme-
rInnenschutz im Bauwesen (Porozumienie dla Bezpieczeñstwa w Bu-
downictwie, ASC), die Vereinbarung über Mindestlöhne im Bauwesen
(Porozumienie w sprawie stawki minimalnej w budownictwie, AMW) und
die Vereinbarung über ArbeitnehmerInnenschutz beim Betrieb von Kranen
(Porozumienie na rzecz Bezpieczeñstwa Pracy przy Obs³udze ¯urawi,
AOSOC).

Die Vereinbarung über ArbeitnehmerInnenschutz im Bauwesen wurde
2010 zwischen den größten in Polen tätigen Bauunternehmen geschlos-
sen. Das Hauptziel der Vereinbarung war die Verbesserung der Arbeitssi-
cherheit auf Baustellen. Entwickelt wurden gemeinsame Regelungen für
die Sicherheit und den Gesundheitsschutz, wie z.B. gemeinsame Doku-
mentationsvorlagen für die Kontrolle des ArbeitnehmerInnenschutzes, ein
Modell zur Bestätigung der beruflichen Qualifikationen von BauarbeiterIn-
nen und regelmäßige Schulungen. Übereingekommen wurde auch über
Vorgaben für ArbeitnehmerInnenschutz und Mindestqualifikationsanfor-
derungen bei Subauftragnehmern als Teil des Vertrags über die Auftrags-
vergabe. Die Umsetzung und Sanktionierung der Vereinbarung unterliegt
aufgrund ihres freiwilligen Charakters nicht dem polnischen Arbeitsinspek-
torat. Die beteiligten Institutionen und Unternehmen entwickelten eigene
Mechanismen, um die Umsetzung der Vereinbarung verbindlich zu gestal-
ten und Anreize zur Einhaltung zu schaffen. Darin ist das polnische Ar-
beitsinspektorat eng eingebunden. Als wesentlicher Erfolgsindikator kann
die sukzessive Reduktion von Arbeitsunfällen bei den der Vereinbarung
beigetretenen Unternehmen gelten (Owczarek 2020).

Die Vereinbarung über Mindestlöhne in der Baubranche (AMW) wurde
2014 von der Gewerkschaft Budowlani, NSZZ Solidarno¦¥ – Sekretariat
der Bau- und Holzindustrie, auf Seiten der ArbeitnehmerInnen und einer
Reihe von Arbeitgeberzusammenschlüssen14 mit dem Ziel der Bekämp-
fung von Lohndumping abgeschlossen. Die UnterzeichnerInnen der Ver-
einbarung kamen überein, nicht über Unterentlohnung wettbewerbsver-
zerrend zu konkurrieren. Der von ihnen vereinbarte Mindeststundenlohn
gilt für alle ihre ArbeiterInnen, unabhängig vom Vertrag. Die Unterzeichne-
rInnen der AMW verpflichten sich, eine Mindestlohnuntergrenze in ihren
Unternehmen einzuführen und Anreize für ihre Subunternehmen zu schaf-
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14 Konföderation der Bau- und Immobilienwirtschaft, Polnischer Handwerksverband, Pol-
nischer Verband der Arbeitgeber im Baugewerbe und Arbeitgeberverband der Region
Lublin



fen, diese ebenfalls anzuwenden. Mit dieser Vereinbarung wurde also ein
nachvollziehbarer und vorbildlicher Lohnstandard für die gesamte Bran-
che geschaffen. Derzeit ist die AMW die einzige Branchenvereinbarung
dieser Art in Polen. Als positiv ist auch zu vermerken, dass der 2017 einge-
führte nationale Mindeststundenlohn ebenfalls diesen Berechnungsmo-
dus anwendet. Der vereinbarte Mindestlohn belief sich 2014 auf 14,29
Polnische Zloty (PLN) (3,40 EUR), 2019 auf 19,03 PLN (4,53 EUR) und
2020 auf 21,65 PLN (5,16 EUR) (Owczarek 2020).

Die Vereinbarung über den ArbeitnehmerInnenschutz beim Betrieb von
Kranen (AOSOC) wurde 2017 von der Gewerkschaft Budowlani und dem
Ausschuss für KranführerInnen der Gewerkschaft Wspólnota Pracy unter-
zeichnet. Das polnische Arbeitsinspektorat unterstützt die Initiative. Hin-
tergrund ist, dass in Polen nach der Krise 2008 die Mehrheit der Kranfüh-
rerInnen nicht mehr in Bauunternehmen angestellt war, sondern als
Selbstständige arbeitete. KranführerInnen gründeten Ein-Personen-Un-
ternehmen und leasten Krane von Bauunternehmen oder einer dritten
Partei. Aufgrund ihrer Selbstständigkeit waren die KranführerInnen nun
selbst für Sicherheit und Gesundheitsschutz an ihrem Arbeitsplatz verant-
wortlich, was zu einem erheblichen Anstieg der Unfälle führte. Die Verein-
barung zielt darauf ab, die Bemühungen aller AkteurInnen im Bausektor
und in verwandten Branchen, also der Behörden (Arbeitsaufsicht, Zertifi-
zierungsbehörde), Arbeitgeber und der KranführerInnen, zu koordinieren,
um das Risiko von Arbeitsunfällen bei KranführerInnen zu verringern. Die
AOSOC ist eine offene Initiative und kann von jedem Unternehmen und
jeder Organisation unterzeichnet werden. Darüber hinaus sind die unter-
zeichnenden Organisationen maßgeblich an der Erarbeitung neuer
Rechtsvorschriften über Sicherheit und Gesundheitsschutz für Kranfüh-
rerInnen in Polen beteiligt und können ihre Expertise einbringen, um die
Einführung von gesetzlich verbindlichen und durch das polnische Arbeits-
inspektorat sanktionierbaren Vorgaben voranzutreiben (Owczarek 2020).

Die dargestellten Vereinbarungen aus Polen, an denen Arbeitgeber- und
ArbeitnehmerInnenvertretungen und das polnische Arbeitsinspektorat be-
teiligt sind, stellen sozialpartnerschaftlich getragene und eigenständige In-
itiativen dar, um Arbeitsstandards in der Bauwirtschaft zu verbessern. Die
Vereinbarungen sind zwar auf freiwilliger Basis, und insofern fehlt ihnen
ein allgemein verbindlicher Durchsetzungscharakter, aber in einem
schwierigen institutionellen Umfeld wie der polnischen Baubranche sind
sie zum einen Instrumente zur Beeinflussung der politischen Regelungen
und zum anderen wichtige Voraussetzungen für verlässliches und nach-
haltiges Wirtschaften.
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3.2.4 Unterschiede und Gemeinsamkeiten der Maßnahmen

Welche Unterschiede und welche Gemeinsamkeiten ergeben sich nun
zusammenfassend aus einem Vergleich der drei Co-Enforcement-Maß-
nahmen?

Deutlich wird als erste Gemeinsamkeit der untersuchten Maßnahmen in
Österreich und Asturien (Spanien), dass sich beide Maßnahmen auf star-
ke sozialpartnerschaftliche Ansätze zur Sicherung von Arbeitsstandards
stützen. Sowohl in Österreich als auch in Asturien sind die Co-Enforce-
ment-Maßnahmen Ergebnis langjähriger gemeinsamer Anstrengungen
der Sozialpartner zur Verbesserung der Arbeitsstandards in Form des so-
zialen Dialogs in Zusammenarbeit mit staatlichen Institutionen.

Ein weiteres gemeinsames Merkmal der österreichischen und der asturi-
schen Maßnahmen ist, dass die Sozialpartner eine Schlüsselrolle bei der
Festlegung von Arbeitsstandards durch Kollektivvertragsverhandlungen
spielen. In Polen ist die sektorale Regulierung auf Grundlage des sozialen
Dialogs oder von Kollektivvertragsverhandlungen vergleichsweise weni-
ger entwickelt. Daher haben sich die Co-Enforcement-Initiativen in Polen
auf Regulierungsmechanismen gestützt, die auf unverbindlichen Verein-
barungen basieren.

Hinsichtlich der Gestaltungsprinzipien der Co-Enforcement-Maßnah-
men zeigen die österreichischen und asturischen Erfahrungen, dass die
Sozialpartner sowohl politische als auch operative Rollen in der Umset-
zung der Maßnahmen spielen. In Österreich wie in Asturien tragen die So-
zialpartner bzw. Sozialpartnerinstitutionen nicht nur zur Gestaltung und
Evaluierung von Co-Enforcement-Maßnahmen bei, sondern nehmen in
Form von Betriebskontrollen auch eine aktive Rolle bei der Sicherstellung
der Einhaltung von Arbeitsstandards ein. In Asturien sind es die Sozial-
partner selbst, die paritätisch so genannte Delegierte zur Baustellenkon-
trolle schicken. In Österreich ist es die Sozialpartnerorganisation BUAK,
die mit Vollzugs- und Kontrollkompetenzen im Rahmen des LSD-BG aus-
gestattet wurde. Im Gegensatz dazu sind in Polen Kontrollaktivitäten der
Sozialpartner kaum definiert.

Alle drei untersuchten Fälle spiegeln den Ansatz „Strategische Kontrolle
und Durchsetzung“ wider. Das heißt, sie konzentrieren sich auf einen Sek-
tor mit fragmentierter Beschäftigung, langen Subauftragsketten und
schlecht geschützten ArbeitnehmerInnen und zielen auf eine nachhaltige
Einhaltung von Arbeitsstandards ab.

Schließlich ist der Erfolg dieser Maßnahmen zur Bekämpfung von Lohn-
und Sozialdumping auch das Ergebnis des Zusammenspiels der hohen
Branchenkompetenz und des langjährigen Branchenerfahrungswissens
der Sozialpartner mit der Kompetenz und Befugnis der staatlichen Behör-
den, Sanktionen bei Verstößen zu verhängen.
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Was ihre Wirkung betrifft, zeigen die untersuchten Maßnahmen vielver-
sprechende Ergebnisse auf unterschiedlichen Ebenen:

• Die Maßnahmen verbesserten die Einhaltung von ArbeitnehmerIn-
nenschutzvorschriften in einem Sektor, in dem die Unfall- und Ge-
sundheitsrisken für die Beschäftigten sehr hoch sind. Dies lässt sich
insbesondere für Asturien und Polen nachzeichnen.15

• Die Maßnahmen bieten gezielte und effiziente Kontrollen von Schein-
selbstständigkeit in Asturien und von Unterentlohnung in Österreich.

• Die Maßnahmen beinhalten die Aushandlung und Festlegung von
Mindestarbeitsstandards in Polen.

• Die Maßnahmen erreichten eine bessere Information von Arbeitgebe-
rInnen und ArbeitnehmerInnen über Rechte, Normen und Pflichten in
Bezug auf ArbeitnehmerInnenschutz, Entlohnung und generell
Arbeitsbedingungen in Österreich, Asturien und Polen.

In diesem Sinne können die Maßnahmen und Initiativen als gute und bei-
spielhafte Praktiken dienen, um Missbrauch von und Verstößen gegen Ar-
beitsstandards in einem hochproblematischen Sektor durch unterschiedli-
che Formen der Zusammenarbeit zwischen Sozialpartnern und
staatlichen Institutionen entgegenzuwirken und diese zu reduzieren.

3.3 Schlussfolgerungen: Zentrale Merkmale für eine Verbesserung
von Kontrollen und eine erfolgreiche Durchsetzung

von Arbeitsstandards

Die Ergebnisse der Fallstudien haben die Relevanz von Co-Enforce-
ment-Ansätzen zur Durchsetzung von Arbeitsstandards und damit zu
einer Verbesserung fairer Arbeitsbedingungen bestätigt. Folgende zentra-
le Maßnahmenmerkmale können auf Basis der Analysen für eine Verbes-
serung von Kontrollen und eine erfolgreiche Durchsetzung von Arbeits-
standards abgeleitet werden.

Kooperation zwischen Sozialpartnern und staatlichen Behörden über
konzertierte Aktionen hinaus: In den untersuchten Fällen geht die Zusam-
menarbeit zwischen Sozialpartnern und staatlichen Behörden über kon-
zertierte Kontrollaktionen hinaus. Sozialpartner haben operative Funktio-
nen inne und tragen langfristig zur Umsetzung der Maßnahmen bei
und/oder sie führen diese gemeinsam mit staatlichen Behörden durch.
Dabei teilen die Sozialpartner Ressourcen und relevante Informationen
über den Arbeitsprozess und über Geschäftsmodelle mit den staatlichen
Behörden, was die Effizienz der Kontrollen erhöht, während die Sozial-
partner mehr Einblick in die Funktionsweise der Arbeitsaufsichtsbehörden
erhalten. Hinsichtlich der Ressourcen können insbesondere Gewerk-
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schaften die operativen Kapazitäten der Arbeitsaufsichtsbehörden erhö-
hen, indem sie den Inspektoraten zusätzliche externe (Personal-)Res-
sourcen zur Verfügung stellen. Dies ist besonders wichtig in Zeiten, in
denen die Arbeitsaufsichtsbehörden mit Budgetbeschränkungen zu
kämpfen haben. Darüber hinaus ist es von Vorteil, wenn Sozialpartner
oder Institutionen der Sozialpartner eine wichtige Rolle bei der Mitgestal-
tung von Zielen und Verfahren von Kontrollinstrumenten in politischen
Prozessen spielen.

Sozialpartner und gewerkschaftliche Machtressourcen: Das For-
schungsprojekt SPLIN hat Initiativen im Bausektor analysiert, die einen
sozialpartnerschaftlichen Ansatz zur Sicherung von Arbeitsstandards auf-
weisen. Während autonome Maßnahmen der Gewerkschaften unerläss-
lich sind, können sozialpartnerschaftliche Ansätze aufgrund der einzigarti-
gen Rolle, die Arbeitgeber bei der Förderung einer fairen Wettbewerbskul-
tur spielen können, effektiver sein, um eine nachhaltige und laufende Si-
cherung von Arbeitsstandards zu gewährleisten. Wenn Arbeitgeberorga-
nisationen an Maßnahmen beteiligt sind, wie beispielsweise durch eine
Ko-Finanzierung der Maßnahme, sind sie sich ihrer Rolle bewusst und
daran interessiert, ein regelkonformes Verhalten der Arbeitgeber aktiv zu
unterstützen und sicherzustellen.

Strategische Kontrolle und Durchsetzung: Strategische Kontrolle und
Durchsetzung ist ein erfolgreicher Weg, um Ressourcen auf bestimmte
Sektoren, bestimmte Probleme (z.B. ArbeitnehmerInnenschutz, Unterent-
lohnung) oder bestimmte Regionen zu konzentrieren. Wenn sich Kontrol-
len auf einen bestimmten Sektor konzentrieren, sind die InspektorInnen
besser in der Lage, die Arbeitsweise von Unternehmen zu verstehen und
die Hauptursachen für Missbrauch und Verstöße zu erkennen. Ein we-
sentliches Merkmal einer effektiven Kontrolle und Durchsetzung ist, dass
die Inspektorate nicht nur über gezielte, eng umschriebene, sondern auch
über umfassende Kompetenzen verfügen, zu denen beispielsweise die
Kontrolle, Überprüfung und Anzeigenlegung von Missbräuchen gehören.

Wenn nun Co-Enforcement-Ansätze im Bausektor zur Verbesserung fai-
rer Arbeitsbedingungen beitragen, stellt sich natürlich auch die Frage ihrer
Übertragbarkeit auf andere Sektoren. Dieser Frage wurde abschließend
im Forschungsprojekt SPLIN in einer Reihe von Stakeholder-Workshops
auf nationaler und EU-Ebene nachgegangen. Als Sektoren, anhand derer
die Übertragbarkeit diskutiert wurde, wurden jene ausgewählt, die eben-
falls durch fragmentierte Beschäftigung (und Subauftragsketten) charak-
terisiert sind. Dies waren der Straßengüterverkehr in Österreich und Polen
und der Tourismussektor in Asturien. Die Ergebnisse waren ernüchternd.
Zwar wurden über Anknüpfungspunkte aus den untersuchten Co-Enforce-
ment-Maßnahmen in der Bauwirtschaft erste initiative Schritte für die Sek-
toren Straßengüterbeförderung und Tourismus diskutiert und entwickelt,
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gleichzeitig wurde aber auch deutlich, dass die erfolgreiche Implementie-
rung umfassenderer Co-Enforcement-Maßnahmen – wie etwa die Maß-
nahmen in Österreich und Asturien – Vorbedingungen bedarf, die nicht in
allen Sektoren gegeben sind oder erst langsam aufgebaut werden müs-
sen.
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Zusammenfassung

Der Bausektor ist einer der am stärksten dem Lohn- und Sozialdumping ausgesetzten
Wirtschaftszweige, nicht nur in Österreich, sondern in vielen Ländern Europas. Hohe
Arbeitsintensität und hoher Kostendruck auf den Löhnen, lange Subvertragsketten, sowie
fragmentierte Beschäftigung inklusive Entsendungen und Solo-Selbständige, tragen dazu
bei, dass die Durchsetzung von Arbeitsstandards in dieser Branche eine große Herausfor-
derung darstellt. Vor diesem Hintergrund beschreibt der Beitrag koordinierte oder gemein-
same Maßnahmen von Arbeitsaufsichtsbehörden und Sozialpartnern (Co-Enforcement
Actions), die zur besseren Kontrolle und zu einem besseren Schutz von Arbeits- und
Sozialstandards und fairen Arbeitsbedingungen in der Bauwirtschaft in Österreich, Spa-
nien und Polen entwickelt wurden. Der Beitrag basiert auf Ergebnissen des europäischen
Forschungsprojekts „Fair working conditions: exploring the contribution of cooperation
initiatives between Social Partners and Labour Inspection authorities“ (SPLIN).
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Abstract

Construction is an industry more than others exposed to wage and social dumping, not
only in Austria but in many European countries. High labour intensity and high-cost pres-
sure on wages, long subcontracting chains, fragmented employment including the posting
of workers and bogus self-employment, contribute to a difficult enforcement of labour stan-
dards. Against this background, the paper describes coordinated or joint measures of
labour inspectorates and social partners (co-enforcement actions) that have been devel-
oped to safeguard labour and social standards and to promote fair working conditions and a
fair competition culture in the construction sector in Austria, Spain and Poland. The article
is based on the results of the European research project “Fair working conditions: exploring
the contribution of cooperation initiatives between Social Partners and Labour Inspection
authorities” (SPLIN).

Schlüsselbegriffe: Co-Enforcement Maßnahmen, Bauwirtschaft, Arbeitsstandards,
Arbeitsbedingungen.

Keywords: co-enforcement actions, construction sector, labour standards, working con-
ditions.
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